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Sie haben sich eingemauert in ihrer
Weltsicht, die „Refugees Welcome“-
FraktionebensowiedieGegnereiner li-
beralen Asylpolitik. Spricht man mit
den einen, zählen sie Beispiele auf von
Syrerinnen, die ihr Abitur mit Bravour
geschafft und Irakern, die ein eigenes
Geschäft eröffnet haben. Fragtman die
anderen, verweisen sie auf die höhere
Kriminalitätsrate der Zuwanderer und
auf die vielen Flüchtlinge, die bis heute
ohne Job sind.

So lebt – fünf Jahre nach der soge-
nanntenFlüchtlingskrise–immernoch
jeder in Deutschland in seiner eigenen
Realität. Bis heute birgt die Aufnahme
vonmehrals1,1MillionenAsylsuchen-
den in den Jahren 2015 und 2016 genü-
gend Streitpotenzial, um Familienfei-
ernundGrillabende imBekanntenkreis
zu sprengen.

„Das Jahr 2015 hat eine Spaltungsli-
nie in der deutschen Gesellschaft offen
gelegt: auf der einenSeite jene, die sich
in der Flüchtlingshilfe engagieren; auf
der anderen Seite hat der Zuzug so vie-
ler Menschen Fremdenfeindlichkeit
hervorgerufen, rational nicht begrün-
dete Ängste“, sagt der Politikwissen-
schaftler Herfried Münkler. „Der Sog
zur politischen Mitte hin, den wir vor-
her gesehen haben, fand da ein Ende.“

Der fundamentale Meinungsstreit
ist noch immer nicht überwunden. Das
Bild ist nach Auskunft von Matthias
Jung von der Forschungsgruppe Wah-
lenallerdingsstabil:„Wirhabenseitder
Flüchtlingskrise relativ wenig Stim-
mungsveränderungen, von gelegentli-
chen Ausschlägen bei Ereignissen wie
der Kölner Silvesternacht abgesehen.
Auf die Frage, ob Deutschland die Zahl
der angekommenen Flüchtlinge gut
verkraften kann, stimmen 60 Prozent
zu, 40 verneinen das.“

Die Verbitterung, mit der über Asylpo-
litikgestrittenwird,istvergleichbarmit
den Auseinandersetzungen in der Co-
rona-Krise. Auch hier erscheinen die
Gräben oft unüberwindbar tief.

Ein Blick zurück: Ende August, An-
fang September 2015. Am Bahnhof Ke-
leti in Ungarns Hauptstadt Budapest
drängen sich die Menschen bei brüten-
der Hitze in den Gängen. Sie schlafen
auf dünnen Matten, hoffen auf eine
Chance zur Weiterreise und eine Gele-
genheit zu duschen. Es werden stünd-
lichmehr.Viele kommenausSyrien, ei-
nige aus Nordafrika, aus dem Irak, aus
Afghanistan.

Von Ungarnmachen sie sich auf den
Weg, zu Fuß über die Autobahn Rich-
tung Österreich. Unter dem Druck der
Ereignisse einigen sich Kanzlerin An-
gela Merkel (CDU) und ihr österreichi-
scher Kollege Werner Faymann in der
Nacht auf den 5. September, die Men-
schen einreisen zu lassen. Ungarns Re-

gierungschefViktor Orban lässt siemit
Bussen zur österreichischen Grenze
bringen. AmMünchner Hauptbahnhof
werden sie mit Applaus und Willkom-
mensplakaten empfangen.

Dass sich Deutschland, aus dem
während der Nazi-Herrschaft so viele
Menschen geflohen waren, großzügig
zeigt, fanden viele Bürger angemessen
und gut. Einige berauschten sich regel-
recht am Lob, mit dem die deutsche
„Willkommenskultur“ international
gefeiert wurde.

In praktischen Fragen allerdings
herrschte teilweise schon in den ersten
Wochen Ernüchterung und Ratlosig-
keit. Wie die Registrierung der vielen
Asylsuchenden bewältigen, ihreUnter-
bringung? Und was wird aus denen, die
offensichtlich weder Bürgerkrieg noch
politischeVerfolgung, sondernschlicht

der Wunsch nach einem Leben in be-
scheidenem Wohlstand nach Deutsch-
land trieb? Die praktischen Probleme
habe man dann irgendwie in den Griff
bekommen–auchdankdes großenEn-
gagementsderVerantwortlichen inden
Kommunen, bilanziert Reinhard Sager,
Präsident des Deutschen Landkreis-
tags.Die langfristigenHerausforderun-
gen seien aber noch keineswegs bewäl-
tigt. Nicht nur die hohe Zahl der Asyl-
suchenden habe Deutschland „an die
Grenzen seiner Integrationsfähigkeit
geführt“ – auch, dass viele der Flücht-
linge kamen, ohne dass sie sich vorbe-
reiten konnten. „Mangelnde Kenntnis-
se der deutschen Sprache, erhebliche
kulturelle Unterschiede, das Fehlen
oder die nicht gegebene Anerken-
nungsfähigkeit von Bildungsabschlüs-
sen– alles Umstände, die die Integrati-
on hierzulande erschweren.“

Ende 2019 waren in Deutschland
363 000 Menschen aus Afghanistan,
Eritrea, Irak, Iran, Nigeria, Pakistan,
Somalia und Syrien sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, darunter
55 000 Auszubildende. Weitere 75 000
Menschen zählt die Bundesagentur für
Arbeit unter den geringfügig Beschäf-
tigten. Darunter sind allerdings auch
Zuwanderer, die nicht als Flüchtlinge
kamen, sondern beispielsweise als Stu-
denten, Ehegatten oder Erwerbsmi-
granten.DieArbeitslosenquote für die-
se Länder lag im Mai nach vorläufigen
Daten bei 39,8 Prozent – viel höher als
in der Gesamtbevölkerung.

Eine weitere Messlatte für die Inte-
gration istKriminalität.Anhaltspunkte
liefert das jährliche „Lagebild Krimina-
lität imKontext vonZuwanderung“ des
Bundeskriminalamts, in dem es um
Asylbewerber, Flüchtlinge, Geduldete
undsichunerlaubtimLandaufhaltende
Nicht-EU-Bürger geht.

Die Polizei stellt fest: Migranten aus
Afghanistan, dem Irak und Syrien, die
realistische bis sehr gute Chancen auf
Schutz hierzulande haben, werden
deutlich seltener kriminell als zumBei-
spielMigrantenausdenMaghreb-Staa-
ten, von denen nur sehr wenige als
Flüchtlingeanerkanntwerden.Ausden
Statistikenlässtsichauchableiten,dass
Zuwanderer bei Mord, Totschlag,
schwerer Körperverletzung und Verge-
waltigung überrepräsentiert sind– wie
jungeMänner insgesamt.

Die Abschiebung abgelehnter Asylbe-
werber istundbleibt äußerst schwierig.
Die Fluchtzuwanderung habe auch zu
einer Veränderung der gesellschaftli-
chen und politischen Verhältnisse bei-
getragen, stellt der Landkreistag fest.
Verbandspräsident Sager: „DieAusein-
andersetzung um die Frage, ob und in
welchemUmfang Schutzsuchende auf-
genommen werden sollen, hat – auch
angesichts offenkundiger Miss-
brauchsfälle und vor allem auch der

Tatsache, dass eine große Zahl abge-
lehnter Schutzsuchender das Land
nicht freiwillig verlässt und Abschie-
bungen häufig scheitern – im Lauf der
Zeit an Schärfe gewonnen.“ Insgesamt
müsse man sagen: „Das gesellschaftli-
che Klima hat darunter gelitten.“

Und wie viel Ordnung braucht es?
Der Präsident des Landkreistagswarnt:
„In keinem Fall darf noch einmal der
Eindruck entstehen, die Zuwanderung
– auch und gerade die Fluchtzuwande-
rung – entziehe sich staatlicher Steue-
rung.“ Auch Politologe Münkler, ein
Verteidiger der Politik des Jahres 2015,
merkt an: „Es ist legitim, wenn
Deutschland die Zuwanderung be-
grenzt, nachdemwir so vieleMenschen
aufgenommen haben, und uns um die
kümmern, die nun hier sind.“

Werwosteht, lässt sichoft schonander
WahlderBegriffeablesen,mitdenensie
oder er die Menschen bezeichnet, um
die es geht. Wer einen Baumwollbeutel
mitderAufschrift„KeinMensch ist ille-
gal“ oder „Seebrücke“ trägt, wird Aus-
länder, die Schutz beantragen, eher
„Flüchtlinge“ oder „Geflüchtete“ nen-
nen– unabhängig davon, ob der Grund
für das Verlassen des Herkunftslands
politische Verfolgung, Terror, ein be-
waffneter Konflikt oderwirtschaftliche
Perspektivlosigkeit war.

Die Experten des Sachverständigen-
rats deutscher Stiftungen für Integrati-
on und Migration sprechen dagegen
nur von „Flüchtlingen“, wenn es um
Menschen geht, deren Asylantrag er-
folgreich war. Der zunehmend verbrei-
tete Begriff „Geflüchtete“ sei „breiter,
daer sichnichtalleinaufdieRechtslage
bezieht“, erklärt die Vorsitzende Petra
Bendel. „Er ist historisch noch nicht so
stark besetzt und schließt tendenziell
alle Geflüchteten unabhängig vom Ge-
schlecht ein.“ Politiker der AfD spre-
chendagegen lieber von„illegalerMas-
seneinwanderung“ und „sogenannten
Flüchtlingen“. Matthias Jung von der
ForschungsgruppeWahlenglaubtaller-
dings,dassCDU/CSUderAfDindenFol-
gejahren Rückenwind verschafft ha-
ben, auchwenn daswohl keine Absicht
war. Der Meinungsforscher sagt: „Die
Union hat im Bundestagswahlkampf
2017dafür gesorgt, dass dasThemaMi-
gration wieder Fahrt aufnahm, wovon
die AfD profitieren konnte.“

Das Leid der Geflüchteten, die im
Mittelmeer ertrinken oder in Elendsla-
gern hausen, berührt viele Deutsche
heuteweitweniger alsnochvoreinigen
Jahren, stellt Jung fest. „Wennman das
Gefühl hat, ein Problem lässt sich nicht
lösen, dann schaut man lieber weg.“
HinzukommeeineAmbivalenz:„Wenn
Menschen das Leid von Flüchtlingen
sehen,wollensiehelfen.Siehabenaber
auch Angst, dass die Zuwanderung zu
Veränderungen führt. Man hilft gerne.
Aber das ganze Problem soll auch bitte
verschwinden.“ (dpa)
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